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1. Was wird Ihre Partei unternehmen, damit in Mecklenburg-
Vorpommern keine weitere Rüstungsproduktion angesiedelt und 
die Konversion der bestehenden in Produktion ziviler Güter in 
Angriff genommen wird?  

SPD:  

Für die SPD Mecklenburg-Vorpommern sind die Werftstandorte in Wismar, Rostock, Stralsund 
und Wolgast wichtige Industriestandorte, an denen viele sichere und gut bezahlte Arbeitsplätze 
hängen. Das Land steht zu diesen Standorten, zu denen neben zivilen Aufträgen wie dem Bau 
von Forschungsschiffen auch die Fertigung für die Bundeswehr gehört, etwa der Bau von U-
Booten in Wismar oder das Arsenal der Bundesmarine in Rostock.  

Gleichzeitig sehen wir in der zivilen Diversifizierung der maritimen Industrie eine zentrale 
Zukunftsaufgabe. Mit dem Bau von Konverterplattformen für die Offshore-Windenergie in 
Rostock, der Entwicklung der Energiehäfen und dem Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft 
entstehen neue zivile Wertschöpfungsfelder, die wir gezielt ausbauen wollen. Unser Ziel ist eine 
maritime Industrie, die zivilen und sicherheitsrelevanten Schiffbau, Energiewende und neue 
Zukunftsbranchen miteinander verbindet und so langfristig stabile Beschäftigung in der Region 
sichert.  

Einen generellen Ansiedlungsstopp für sicherheitsrelevante Produktion oder eine vollständige 
Konversion bestehender Standorte streben wir nicht an. Wir nehmen die Anliegen der DFG-VK 
nach einer stärker zivil ausgerichteten Wirtschaftsstruktur ernst und sehen im Ausbau ziviler 
Zukunftsindustrien einen wichtigen Beitrag dazu, die Abhängigkeit von einzelnen Auftragsfeldern 
zu verringern.  

Die Linke: 

Wir lehnen eine weitere Ansiedlung von Rüstungsproduktion in Mecklenburg-Vorpommern ab. 
Stattdessen setzen wir uns für öffentliche Konversionsprogramme ein: Bestehende Kapazitäten 
sollen in sozial und ökologisch sinnvolle zivile Produktion überführt werden, bei Sicherung von 
Arbeitsplätzen, Einkommen und Tarifbindung. 



FDP: 

Diese Zielsetzung teilen wir nicht. Deutschland und Europa müssen ihre Verteidigungsfähigkeit 
stärken. Mecklenburg-Vorpommern verfügt gerade in der maritimen Wirtschaft über 
Kompetenzen, die auch für Sicherheits- und Verteidigungstechnologien genutzt werden können. 
Wir wollen entsprechende private Investitionen und Wertschöpfung ermöglichen, ohne einzelne 
Unternehmen staatlich zu einer bestimmten Produktion zu verpflichten. 

BSW: 

Wir wollen Mecklenburg-Vorpommern als Standort ziviler Wertschöpfung, guter Arbeit und 
zukunftsfähiger Industrie stärken und einer weiteren Militarisierung der Wirtschaftspolitik 
entgegenwirken. Öffentliche Förderung soll vorrangig in zivile und gesellschaftlich nützliche 
Technologien fließen, etwa in maritime Wirtschaft, Katastrophen- und Küstenschutz sowie 
Infrastruktur- und Cybersicherheit. Bestehende industrielle Kompetenzen und Arbeitsplätze 
wollen wir erhalten und durch Konversions- und Diversifizierungsstrategien schrittweise stärker 
für zivile Märkte nutzbar machen. Dabei müssen Beschäftigte, Betriebsräte, Gewerkschaften 
und regionale Akteure frühzeitig einbezogen werden. 

KPD: 

Die KPD lehnt eine weitere Ansiedlung und Ausweitung der Rüstungsproduktion in Mecklenburg-
Vorpommern ab. Rüstungsproduktion dient nicht den Bedürfnissen der Bevölkerung, sondern 
der Vorbereitung und Führung von Kriegen und der Profitinteressen der Rüstungskonzerne. 
 
Wir treten für die schrittweise Konversion militärischer und rüstungsbezogener Produktion in die 
Produktion ziviler, gesellschaftlich notwendiger Güter ein. Dabei geht es nicht darum, 
Beschäftigte um ihre Arbeitsplätze zu bringen, sondern ihnen sichere und sinnvollere 
Arbeitsplätze zu garantieren. Wir haben das Thema auch in unserem Landeswahlprogramm 
dargestellt. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Unsererseits ist nicht geplant etwas gegen die Ansiedlung von Unternehmen, ganz gleicher Art, 
in Mecklenburg-Vorpommern zu unternehmen. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Wir lehnen weitere Rüstungsproduktion in Mecklenburg-Vorpommern ab. Auch eine Ausweitung 
militärischer Forschung an Hochschulen und eine militärische Nutzung des Flughafens Parchim 
zur Aufrüstung lehnen wir ab. Dabei unterscheiden wir zwischen Aufrüstung und eng begrenzten 
Schutzaufgaben: Forschung zur Cyberabwehr und zu vergleichbaren defensiven Anwendungen 
soll möglich bleiben. Die Zukunft unseres Landes sehen wir insbesondere in ziviler Forschung, 
etwa zum Schutz der Meere und zur Gewinnung erneuerbarer Energien. Konkret wollen wir die 
Umstellung der Werftindustrie beispielsweise auf den Bau von Windkrafttechnologie fördern, 
anstatt den Bau von Militärschiffen zu unterstützen. Dafür sollen Fördermittel bereitgestellt und 
Beschäftigte beim Umstieg durch Qualifizierung und sichere berufliche Perspektiven unterstützt 



werden. Wo Unternehmen sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke produzieren, 
brauchen wir eine transparente Erfassung, damit Förderung gezielt der zivilen Umstellung 
zugutekommt. 
 

Die Partei: 

Die PARTEI MV lehnt jegliche Produktion tödlicher Rüstungsgüter entschieden ab – vor allem, 
weil uns das Material dafür viel zu schade ist. Wir setzen uns für die sofortige Konversion aller 
Rüstungsbetriebe im Land ein: Statt Panzern, Munition und Kriegsschiffen produzieren wir dort 
künftig ausschließlich Tretboote, XXL-Strandkörbe und Karussells für kommunale Spielplätze. 
Das schafft zivile Arbeitsplätze und ist im Falle eines feindlichen Angriffs deutlich dekorativer. 

 

 

2. Was wird Ihre Partei unternehmen, damit für die Militärstandorte 
nicht weitere Flächen und andere zivile Ressourcen in 
Mecklenburg-Vorpommern beansprucht werden, sondern im 
Gegenteil die Militärstandorte abgebaut werden? 

SPD: 

Für die SPD Mecklenburg-Vorpommern sind militärische und sicherheitsrelevante Standorte wie 
das Marinearsenal Rostock Teil der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Infrastruktur des 
Landes. Einen grundsätzlichen Rückbau dieser Standorte streben wir nicht an.  

Gleichzeitig sehen wir gute Erfahrungen mit einer sinnvollen Doppelnutzung von Flächen. So 
wurde eine Teilfläche des Marinearsenals Rostock für die zivile Produktion von 
Konverterplattformen für die Offshore-Windenergie freigegeben, ein Beispiel dafür, wie 
militärische und zivile Nutzung sich ergänzen können, ohne dass zusätzliche neue Flächen 
beansprucht werden mussten. Wir wollen solche Modelle, bei denen bestehende Flächen für 
zivile Zukunftsbranchen mitgenutzt werden, auch künftig unterstützen und mit dem Bund als 
Eigentümer entsprechender Liegenschaften das Gespräch suchen.  

Wo Flächenkonflikte zwischen militärischer, ziviler und wirtschaftlicher Nutzung entstehen, 
etwa beim weiteren Ausbau der Häfen, setzen wir uns für eine einvernehmliche Lösung im 
Dialog mit allen Beteiligten ein, die sowohl Sicherheitsinteressen als auch die wirtschaftliche 
Entwicklung der Region berücksichtigt. 

Die Linke: 

Wir wenden uns gegen die Ausweitung militärischer Standorte, neuer Übungsflächen und die 
zusätzliche Inanspruchnahme ziviler Flächen und Infrastruktur. Perspektivisch wollen wir 
Abrüstung, die schrittweise Reduzierung militärischer Strukturen sowie Konversionskonzepte für 
freiwerdende Bundeswehrliegenschaften. 



 

FDP: 

Auch diese Forderung unterstützen wir nicht. Bundeswehrstandorte leisten einen Beitrag zu 
unserer Sicherheit und sind zugleich wichtige Arbeitgeber und Wirtschaftsfaktoren, 
insbesondere im ländlichen Raum. Wir wollen bestehende Standorte stärken und stehen auch 
Erweiterungen oder weiteren Ansiedlungen offen gegenüber, wenn diese erforderlich und mit 
den örtlichen Gegebenheiten vereinbar sind. 

BSW: 

Wir wenden uns gegen eine weitere Ausweitung militärischer Präsenz und gegen die zusätzliche 
Inanspruchnahme ziviler Flächen und Infrastruktur für militärische Zwecke in Mecklenburg-
Vorpommern. Insbesondere lehnen wir eine weitere Ausweitung des Truppenübungsplatzes 
Jägerbrück und die dortige Erprobung neuer Waffensysteme ab. 

Ebenso stellen wir uns klar gegen Bestrebungen, den Flughafen Schwerin-Parchim militärisch zu 
nutzen oder zu einem Standort für militärische Drohnen beziehungsweise entsprechende 
militärische Infrastruktur zu entwickeln. Wir haben uns konsequent dafür eingesetzt, die zivile 
Perspektive des Flughafens zu erhalten und eine weitere Militarisierung des Standortes zu 
verhindern. 

Wo militärisch genutzte Flächen künftig nicht mehr benötigt werden, wollen wir eine zivile 
Nachnutzung ermöglichen. Entscheidungen über Bundeswehrstandorte selbst liegen 
wesentlich in der Zuständigkeit des Bundes. Das Land muss jedoch seine eigenen rechtlichen, 
planerischen und politischen Möglichkeiten ausschöpfen, um einer weiteren Militarisierung 
Mecklenburg-Vorpommerns entgegenzuwirken und ziviler Nutzung Vorrang zu geben. 

KPD: 

Militärische Flächennutzung und die weitere Militarisierung Mecklenburg-Vorpommerns lehnen 
wir ab. Die KPD fordert insbesondere den Abzug bzw. Abbau militärischer Infrastruktur und die 
zivile Nutzung entsprechend geeigneter Flächen. Die Ostsee muss ein Meer des Friedens sein 
und darf nicht weiter zum Aufmarschgebiet der NATO und zum Schauplatz militärischer 
Konfrontation werden. Wir haben auch dazu Punkte in unserem Landeswahlprogramm stehen. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Wir FREIE WÄHLER befürworten den Erhalt von Bundeswehr-Standorten in Mecklenburg-
Vorpommern. Auch eine Ansiedliung der Bundeswehr bspw. am Flughafen Parchim oder ein 
Ausbau des Standortes LAAGE befürworten wir. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Wir lehnen die Ansiedlung weiterer Bundeswehreinrichtungen zur Aufrüstung und die 
zusätzliche militärische Beanspruchung ziviler Flächen grundsätzlich ab. Das gilt auch für eine 
entsprechende Nutzung des Flughafens Parchim. Einrichtungen zur Verteidigung, die dem 



Schutz von Ostsee und Infrastruktur sowie der Abwehr von Cyberangriffen dienen, würden wir 
befürworten. Wir fordern daher keinen unterschiedslosen Abbau sämtlicher Einrichtungen, 
sondern eine Ausrichtung auf solche Schutzaufgaben und die zivile Nachnutzung entbehrlicher 
Militärstandorte. Die langfristigen Risiken militärischer Flächennutzung dürfen nicht übergangen 
werden. Waldbrände auf ehemaligen Militärgeländen zeigen, wie sehr Munitionsbelastungen die 
Brandbekämpfung erschweren können. Auch der Absturz zweier Eurofighter in der 
Mecklenburgischen Seenplatte 2019 verdeutlichte die Gefahren militärischen Flugbetriebs. Bei 
der Aufgabe von Standorten setzen wir uns für die Beseitigung von Altlasten und eine 
naturverträgliche zivile Nutzung ein. 
 

Die Partei: 

Wir fordern die schrittweise Umwandlung sämtlicher Bundeswehrstandorte in MV in staatlich 
geförderte Naherholungs- und Grillareale. Kasernenhöfe eignen sich hervorragend für Open-Air-
Anlagen und Rollschuh-Discos. Sollte die Bundeswehr Flächen abtreten müssen, werden wir 
diese unbürokratisch für den Bau von Biergärten und bedingungslosen Schrebergärten 
freigeben. 
 

 

3. Wie steht Ihre Partei zur Reaktivierung der Wehrpflicht? 

SPD: 

Die Wehrpflicht und ihre Ausgestaltung sind eine bundesgesetzliche Frage, die auf Bundesebene 
entschieden wird. Für den zivilen Bereich setzen wir uns auf Landesebene für eine Stärkung von 
Freiwilligendiensten wie dem Freiwilligen Sozialen Jahr ein, damit junge Menschen eine echte 
Wahlmöglichkeit für gesellschaftliches Engagement haben. 

Die Linke: 

Wir lehnen die Reaktivierung der Wehrpflicht eindeutig ab, ebenso Ersatz- und andere 
Zwangsdienste. Junge Menschen brauchen gute Bildung, Ausbildungs- und Arbeitsplätze sowie 
echte soziale Sicherheit, nicht militärischen Zwangsdienst. 

FDP: 

Wir lehnen die allgemeine Wehrpflicht in Friedenszeiten ab. Ein staatlicher Zwangsdienst ist ein 
erheblicher Eingriff in die individuelle Freiheit. Stattdessen wollen wir eine attraktive, 
professionell aufgestellte Bundeswehr, einen starken freiwilligen Wehrdienst und eine 
leistungsfähige Reserve. Für den tatsächlichen Verteidigungsfall muss die staatliche 
Handlungsfähigkeit selbstverständlich gewährleistet bleiben. 

 

 



BSW: 

Wir lehnen die Wiedereinsetzung der Wehrpflicht ab. Junge Menschen sollen selbst über ihren 
Lebensweg entscheiden können und nicht zum Dienst an der Waffe verpflichtet werden. Die 
Bundeswehr muss sich auf ihren verfassungsmäßigen Auftrag der Landes- und 
Bündnisverteidigung konzentrieren. Einen verpflichtenden Wehrdienst halten wir dafür nicht für 
den richtigen Weg. 

KPD: 

Wir lehnen die Wiedereinführung bzw. Reaktivierung der Wehrpflicht ab. Junge Menschen dürfen 
nicht zum Dienst an den Waffen für die Interessen von Staat und Kapital gezwungen werden. 
Unser Ziel ist nicht eine „bessere“ oder sozial gerechtere Militarisierung, sondern die 
Überwindung der militaristischen Politik und der gesellschaftlichen Verhältnisse, die immer 
wieder neue Kriege hervorbringen. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Eine einfache Reaktivierung der Wehrpflicht in der Form, wie sie abgeschafft wurde, lehnen wir 
als FREIE WÄHLER M-V ab. Eine Änderung, die 2/3 im Bundestag erfordert, sehen wir allerdings 
als unrealistisch. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Wir lehnen die Reaktivierung der Wehrpflicht ab. Der Dienst an der Waffe muss freiwillig bleiben; 
junge Menschen sollen selbst über ihren Lebensweg entscheiden können. Ein staatlicher Zwang 
zum Dienst an der Waffe ist mit unserem friedenspolitischen Leitbild nicht vereinbar. Freiwillige 
soziale, ökologische und friedenspolitische Dienste wollen wir dagegen attraktiver machen, 
angemessen finanzieren und allen Interessierten unabhängig von ihrem Einkommen 
ermöglichen. 
 

Die Partei: 

Eine Reaktivierung der Wehrpflicht lehnen wir strikt ab. Wenn überhaupt, befürworten wir die 
Einführung einer Sauf- und Faulenzerpflicht für alle Staatsbürger ab 18 Jahren. Wer junge 
Menschen zum Dienst an der Waffe zwingen will, hat das Grundprinzip der Bequemlichkeit nicht 
verstanden. Sollte Deutschland dennoch angegriffen werden, kapituliert Die PARTEI 
stellvertretend für das gesamte Bundesgebiet bereits präventiv am Freitagmittag ab 12:00 Uhr. 
 

 

 

 

 



4. Wie steht Ihre Partei zu Kriegsdienstverweigerung? 

SPD: 

Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen ist im Grundgesetz verankert 
und für die SPD Mecklenburg-Vorpommern ein selbstverständlicher Teil der grundrechtlich 
geschützten Gewissensfreiheit. Wer aus Gewissensgründen den Dienst an der Waffe verweigert, 
muss diese Entscheidung ohne Nachteile treffen können. 

Die Linke: 

Kriegsdienstverweigerung ist für uns ein Grundrecht und Ausdruck von Gewissensfreiheit. Wer 
den Dienst an der Waffe ablehnt, verdient Respekt, rechtliche Absicherung und 
niedrigschwellige Beratung, auch im Verteidigungsfall. 

FDP: 

Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen ist für uns ein elementares 
Freiheitsrecht und bleibt auch angesichts einer veränderten Sicherheitslage unangetastet. 
Gerade eine freiheitliche Gesellschaft muss individuelle Gewissensentscheidungen 
respektieren. 

BSW: 

Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen ist ein grundgesetzlich 
geschütztes Freiheitsrecht, das wir uneingeschränkt respektieren und verteidigen. Niemand darf 
gegen sein Gewissen zum Dienst an der Waffe gezwungen werden. Wir wollen insbesondere für 
junge Menschen unabhängige Beratungs- und Informationsangebote zur 
Kriegsdienstverweigerung unterstützen und sicherstellen, dass Betroffene ihre Rechte kennen 
und wahrnehmen können. 

KPD: 

Die KPD verteidigt das Recht auf Kriegsdienstverweigerung und fordert einen umfassenden 
Schutz aller Menschen, die den Dienst an der Waffe aus Gewissensgründen verweigern. Wir 
lehnen insbesondere jeden politischen und sozialen Druck ab, junge Menschen für die 
Bundeswehr zu gewinnen. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Insofern es künftig eine Wehrpflicht geben sollte, soll es auch die Möglichkeit der Verweigerung 
ohne persönliche Nachteile geben. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Wir unterstützen Kriegsdienstverweiger:innen. Niemand darf gegen sein Gewissen zum 
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Diese Gewissensentscheidung muss respektiert 
werden. Das Recht auf Kriegsdienstverweigerung ist für uns ein unverzichtbares Grund- und 



Menschenrecht. Es muss in Friedens- wie in Spannungs- und Kriegszeiten praktisch wirksam, 
niedrigschwellig und diskriminierungsfrei ausgeübt werden können. Dazu gehören unabhängige 
Beratung, faire und zügige Verfahren sowie der Schutz vor Benachteiligung. Dies muss auch für 
aktive Soldat:innen und Reservist:innen gelten. Menschen, die sich einem völkerrechtswidrigen 
Krieg oder dem Kriegsdienst aus Gewissensgründen entziehen und deshalb verfolgt werden, 
müssen Schutz erhalten. 
 

Die Partei: 

Verweigerung ist für uns nicht nur ein Grundrecht, sondern der einzig vernünftige 
Lebensentwurf. Wir fordern ein Bundesverdienstkreuz für jeden, der den Dienst an der Waffe 
verweigert, sowie ein automatisches Begrüßungsgeld für alle, die gar nicht erst auf die Idee 
kommen, zur Bundeswehr zu gehen. 
 

 

5. Was wird Ihre Partei unternehmen, damit die 
Kooperationsvereinbarung zwischen Bildungsministerium und 
Bundeswehr über den Zugang von Jugendoffizieren zu Schulen 
gekündigt wird? 

SPD: 

Für die SPD Mecklenburg-Vorpommern ist entscheidend, dass politische Bildung an Schulen 
dem Beutelsbacher Konsens folgt: Kontroverse Themen müssen ausgewogen dargestellt 
werden, Schülerinnen und Schüler dürfen nicht einseitig beeinflusst werden und sollen zur 
eigenen Urteilsbildung befähigt werden. Das gilt für den Besuch von Jugendoffizieren ebenso wie 
für andere externe Partner*innen im Unterricht. Eine grundsätzliche Kündigung der Kooperation 
streben wir nicht an.  

Die Linke: 

Wir wollen die Kooperationsvereinbarung zwischen Bildungsministerium und Bundeswehr 
kündigen. Schulen müssen Orte unabhängiger Bildung, demokratischer Meinungsbildung und 
Berufsorientierung sein, nicht Orte der Nachwuchsgewinnung für die Bundeswehr. 

FDP: 

Wir wollen diese Zusammenarbeit nicht beenden, sondern sicherheitspolitische 
Bildungsangebote der Jugendoffiziere auf freiwilliger Basis leichter zugänglich machen. 
Schülerinnen und Schüler sollen sich fundiert mit Frieden, internationaler Sicherheit, 
Bündnissen und Verteidigungspolitik auseinandersetzen können. Jugendoffiziere sind dabei ein 
Angebot unter mehreren und ersetzen weder Lehrkräfte noch eine kontroverse politische 
Bildung. 



BSW: 

Schulen sollen Orte unabhängiger, kritischer und pluralistischer Bildung sein und keine Orte 
militärischer Nachwuchswerbung. Deshalb wollen wir Rekrutierungs- und 
Werbeveranstaltungen der Bundeswehr an Schulen beenden und die bestehenden Regelungen 
und Kooperationen entsprechend ändern. Sicherheitspolitische Fragen und internationale 
Konflikte gehören selbstverständlich in den Unterricht – allerdings ausgewogen und mit 
unterschiedlichen Perspektiven, einschließlich Diplomatie, ziviler Konfliktlösung und 
Friedenspolitik. 

KPD: 

Die Kooperationsvereinbarung zwischen Bildungsministerium und Bundeswehr ist zu kündigen. 
Die Bundeswehr darf keinen privilegierten Zugang zu Schulen haben, um dort für den 
Militärdienst zu werben. Bildung muss der selbstständigen und kritischen Urteilsbildung dienen 
und darf nicht zur Nachwuchsgewinnung für die Bundeswehr missbraucht werden. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Es ist nicht geplant die Kooperation zu kündigen oder auch nur zu schmälern. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Wir setzen uns für die Kündigung der Kooperationsvereinbarung ein. Mit uns hätte es eine solche 
Vereinbarung nicht gegeben. Die Kündigung muss durch die zuständige Landesregierung 
erfolgen; auch ohne Regierungsbeteiligung können wir sie aber öffentlich und durch politische 
Initiativen einfordern. Wir lehnen Informationsveranstaltungen der Bundeswehr an Schulen ab. 
Die Bundeswehr ist keine Arbeitgeberin wie jede andere. Die politische Bildung über Krieg, 
Frieden und Sicherheit gehört in die pädagogische Verantwortung der Schulen und soll zivile 
Konfliktlösungen sowie friedenspolitische Perspektiven vermitteln. 
 

Die Partei: 

Der Zugang von Jugendoffizieren an Schulen muss unverzüglich gestoppt werden. Wir wollen 
nicht, dass den Kindern das Sterben schmackhaft gemacht wird. Stattdessen fordern wir den 
verpflichtenden Einsatz von PARTEI-Jugendberatern an Schulen, die den Jugendlichen 
beibringen, wie man Formulare zur Dienstverweigerung fehlerfrei ausfüllt und wie man den 
Wehrbeauftragten mit absurden Eingaben beschäftigt. 
 

 

 

 

 



6. Wie will Ihre Partei Friedenserziehung an den Schulen stärken? 

SPD: 

Für die SPD Mecklenburg-Vorpommern ist Friedenserziehung eng mit unserem Verständnis von 
Demokratiebildung verbunden, die fester Bestandteil schulischer Bildung ist und nicht als 
Zusatzangebot verstanden wird. Mit unserem Drei-Säulen-Modell politischer Bildung stärken wir 
die Fächer Politische Bildung, Sozialkunde und Gesellschaftswissenschaften und fördern dabei 
gezielt Konfliktfähigkeit, Perspektivübernahme und politische Urteilsfähigkeit als fachliche 
Kompetenzen und damit als wesentliche Grundlagen, um Kriege, ihre Ursachen und ihre Folgen 
einordnen zu können. 

Gerade angesichts des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine erleben viele junge 
Menschen Krieg heute nicht mehr nur als historisches Thema, sondern als gegenwärtige 
Bedrohung und Realität, auch durch persönliche Kontakte zu geflüchteten Mitschüler*innen. 
Schule muss dafür Raum bieten, Ängste und Fragen dazu einzuordnen und aufzuarbeiten. 
Unsere Erinnerungskulturarbeit mit Gedenkstättenfahrten und Zeitzeugengesprächen setzt 
genau hier an: Sie macht die Folgen von Krieg und Gewaltherrschaft erfahrbar und vermittelt so 
ein friedliches, tolerantes Zusammenleben. Wir wollen diese Ansätze in den kommenden Jahren 
weiter ausbauen und fest in der Aus- und Fortbildung von Lehrkräften verankern, damit 
Friedensbildung als durchgängiges Thema im Schulalltag verankert bleibt. 

Die Linke: 

Wir wollen Friedensbildung verbindlich stärken: durch politische Bildung zu Menschenrechten, 
Völkerrecht, Demokratie und gewaltfreier Konfliktlösung, durch Kooperationen mit 
Friedensinitiativen sowie durch Fortbildungen und geeignete Unterrichtsmaterialien. 
Friedensbildung muss unterschiedliche Perspektiven ermöglichen und darf nicht durch 
militärische Werbung ersetzt werden. 

FDP: 

Friedenserziehung bedeutet für uns, junge Menschen zu selbstständigem Urteil zu befähigen. 
Dazu gehören Demokratie- und Menschenrechtsbildung, Kenntnisse internationaler 
Zusammenhänge, europäische Zusammenarbeit, Konfliktlösung und ebenso eine sachliche 
Auseinandersetzung mit Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Wir wollen insbesondere 
internationale Schüler- und Jugendaustausche ausbauen und jedem jungen Menschen 
möglichst die Erfahrung grenzüberschreitender Begegnung ermöglichen. 

BSW: 

Wir wollen Friedens- und Demokratiebildung an den Schulen deutlich stärken. Junge Menschen 
sollen lernen, Konflikte kritisch zu analysieren, unterschiedliche Perspektiven zu verstehen und 
Möglichkeiten gewaltfreier Konfliktlösung kennenzulernen. Dazu gehören politische Bildung, 
Völkerverständigung, die Auseinandersetzung mit Krieg und seinen Folgen sowie Wissen über 
Diplomatie und internationale Zusammenarbeit. Internationale Schul- und 
Jugendpartnerschaften und die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Friedensinitiativen 
können dazu einen wichtigen Beitrag leisten. 



KPD: 

Friedenserziehung darf sich nicht auf allgemeine Appelle beschränken. Wir treten für eine 
Bildung ein, die die Ursachen von Krieg, Militarismus und imperialistischer Konkurrenz vermittelt 
und junge Menschen zu selbstständigem, kritischem Denken befähigt. Dazu gehören auch die 
Auseinandersetzung mit der Geschichte des deutschen Militarismus, mit Faschismus (seinen 
Wurzeln!) und Imperialismus sowie die Förderung internationaler Solidarität und der 
Völkerverständigung. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Durch Einbindung dieser Thematik in die bestehenden Schulfächer oder im Rahmen von 
Projekten. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Wir wollen Friedenserziehung in den Lehrplänen stärken. Den konfessionellen 
Religionsunterricht wollen wir entsprechend unserem Grundsatzprogramm durch verbindlichen 
Ethikunterricht ab der ersten Klasse ersetzen. Darin sollen Religionen und Weltanschauungen 
sachlich erklärt und diskutiert werden. Ethikunterricht soll Toleranz, Akzeptanz, Vielfalt, 
Menschenrechte und Tierrechte vermitteln und den friedlichen Umgang mit unterschiedlichen 
Positionen fördern. Auch soziale und globale Ungerechtigkeit sowie Möglichkeiten ihrer 
Überwindung gehören dazu. Friedenserziehung darf sich jedoch nicht auf ein Fach beschränken: 
Gewaltfreie Konfliktlösung, Mitgefühl, demokratische Beteiligung und der respektvolle Umgang 
miteinander sollen im gesamten Schulalltag eingeübt werden. Hierfür braucht es entsprechend 
ausgebildete Lehrkräfte und geeignete Fortbildungen. Politische Bildung muss früh beginnen 
und breit aufgestellt sein, auch um den Gefahren des Rechtsextremismus entgegenzuwirken. 
 

Die Partei: 

Erziehung wird bei uns großgeschrieben. Wir ersetzen den Sportunterricht flächendeckend 
durch Pflichtstunden in „Hängematte & Meditation“ sowie die Sportart „Mölkky“. Wer sich 
nachmittags friedlich im Park entspannt, hat gar keine Energie mehr, um Kriege anzuzetteln oder 
Militärbündnissen beizutreten. 
 

 

7. Was wird Ihre Partei unternehmen, damit die bestehenden 
Zivilklauseln an den Hochschulen des Landes erhalten und neue 
installiert werden? 

SPD: 

Für die SPD Mecklenburg-Vorpommern ist die im Grundgesetz verankerte Wissenschaftsfreiheit 
ein hohes Gut, das wir uneingeschränkt schützen. Sie bedeutet für uns auch, dass Hochschulen 



im Rahmen ihrer Selbstverwaltung eigenständig entscheiden, wie sie Forschung und Lehre 
ausrichten, einschließlich der Frage, ob und wie sie sich mittels Zivilklauseln zu einer 
ausschließlich zivilen Nutzung ihrer Forschung verpflichten. Ein Eingriff des Landes in diese 
Selbstverwaltung, sei es durch eine verpflichtende landesgesetzliche Vorschrift für Zivilklauseln 
oder durch deren Verbot, ist mit unserem Verständnis von Hochschulautonomie nicht vereinbar. 

Wo Hochschulen sich für den Erhalt oder die Einführung von Zivilklauseln entscheiden, 
respektieren und unterstützen wir das als Ausdruck ihrer Selbstverwaltung. Wir setzen uns dafür 
ein, dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unabhängig und ohne äußeren Druck 
forschen und lehren können, und stehen für einen offenen Dialog zwischen Landespolitik, 
Hochschulen und zivilgesellschaftlichen Initiativen zu diesem Thema zur Verfügung. 

Die Linke: 

Bestehende Zivilklauseln müssen erhalten und verteidigt werden. Wir setzen uns dafür ein, 
weitere Zivilklauseln an Hochschulen zu verankern, damit Forschung und Lehre vorrangig 
friedlichen und zivilen Zwecken dienen und nicht der militärischen Verwertung untergeordnet 
werden. 

FDP: 

Wir lehnen pauschale Zivilklauseln ab. Sie beschränken die Wissenschaftsfreiheit und können 
Forschung verhindern, die sowohl zivile als auch sicherheitsrelevante Anwendungen besitzt. 
Gerade bei Cyberabwehr, KI, Drohnentechnologie oder maritimer Forschung lassen sich zivile 
und militärische Anwendungen häufig nicht sauber trennen. Wir wollen deshalb 
Forschungsfreiheit und Kooperationen bei Dual-Use- und Sicherheitstechnologien ermöglichen, 
nicht verbieten. 

BSW: 

Wir werden uns dafür einsetzen, bestehende Zivilklauseln an den Hochschulen Mecklenburg-
Vorpommerns zu erhalten und Zivil- beziehungsweise Friedensklauseln verbindlich im 
Landeshochschulrecht zu verankern. Damit wollen wir einen landesweit verlässlichen Rahmen 
schaffen, nach dem Forschung und Lehre vorrangig zivilen und friedlichen Zwecken dienen. Bei 
der Vergabe von Landesmitteln und bei Zielvereinbarungen mit den Hochschulen wollen wir die 
zivile und gemeinwohlorientierte Ausrichtung von Forschung stärken. Dabei muss die 
Wissenschaftsfreiheit gewahrt bleiben: Unser Ziel ist keine politische Steuerung einzelner 
Forschungsergebnisse, sondern eine klare friedenspolitische Orientierung öffentlich finanzierter 
Hochschulen. 

KPD: 

Bestehende Zivilklauseln müssen erhalten und verbindlich durchgesetzt werden. Darüber 
hinaus sollen an allen Hochschulen des Landes Zivilklauseln eingeführt werden. Wissenschaft 
und Forschung dürfen nicht der Entwicklung neuer Waffen und militärischer Technologien für 
Bundeswehr, NATO und Rüstungskonzerne dienen. Öffentliche Mittel für Forschung müssen für 
gesellschaftlich notwendige und friedliche Zwecke eingesetzt werden. 
 



Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Nichts, da bspw. an den Universitäten ROSTOCK und GREIFSWALD weiterhin Ärzte der 
Bundeswehr studieren sollen. Alle weiteren Studiengänge finden an den Universitäten der 
Bundeswehr statt. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Wir halten Zivilklauseln für unverzichtbar und wenden uns gegen ihre Abschaffung oder 
Aushöhlung. Bestehende Klauseln wollen wir erhalten und ihre Einführung an weiteren 
Hochschulen unterstützen. Forschung soll friedlichen Zwecken dienen und dem Schutz von 
Menschen, Tieren und Umwelt verpflichtet sein. Allgemeine Militär- und Rüstungsforschung 
lehnen wir ab. Zugleich soll Forschung zur Cyberabwehr und zu vergleichbaren defensiven 
Anwendungen gegen hybride Bedrohungen möglich sein. Diese eng begrenzte Ausnahme darf 
nicht zur allgemeinen Freigabe militärischer Forschung führen. Transparenz über Drittmittel und 
Forschungszwecke soll eine wirksame Prüfung ermöglichen. Zivile Forschung etwa zum 
Meeresschutz und zu erneuerbaren Energien sowie tierversuchsfreie Methoden wollen wir 
gezielt fördern. 
 

Die Partei: 

Wir fordern die verfassungsrechtliche Verankerung einer Super-Zivilklausel an allen 
Hochschulen in MV. Forschung muss ausschließlich Zwecken dienen, die das Leben 
angenehmer machen – etwa der Perfektionierung der Fischbrötchen-Logistik, der Erforschung 
von Katerfreiem Bier oder der Entwicklung von Windrädern, die leise Fahrstuhlmusik abspielen. 
Militärische Forschung wird unter Strafe gestellt (z. B. 100 Stunden Sozialarbeit im Schweriner 
Schlossgarten). 
 

 

8. Sieht Ihre Partei mangelnde Perspektiven für Arbeit, Bildung und 
Kultur, vor allem im ländlichen Raum von Mecklenburg-
Vorpommern, als einen Grund für die Hinwendung von 
Wählerinnen und Wählern zur AfD an? Wenn ja, was wird sie 
unternehmen, um die Perspektiven der Menschen zu verbessern? 

SPD: 

Ja, für die SPD Mecklenburg-Vorpommern ist die Sorge um fehlende Perspektiven bei Arbeit, 
Bildung und Kultur, besonders im ländlichen Raum, ein realer Faktor, der die Zustimmung zur 
AfD begünstigt. Wir sehen darin allerdings kein Argument, dem mit einfachen Antworten oder 
Ausgrenzung zu begegnen, sondern mit sichtbarer, verlässlicher Politik vor Ort. 

Deshalb halten wir am Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse in Stadt und Land fest und 
unterlegen es mit konkreten Instrumenten wie der Vorpommernstrategie und dem Fonds für 



Vorpommern und das östliche Mecklenburg. Für den ländlichen Raum setzen wir gezielt auf 
wirtschaftliche Perspektiven: Wir stärken Handwerk und Mittelstand durch ein einfach 
zugängliches Beratungsangebot und schlankere Förderverfahren, damit Unternehmen und 
Gründungen im Land Fuß fassen können. Mit einem Tariftreuegesetz wollen wir mehr 
Tarifbindung und bessere Löhne erreichen, damit gute Arbeit nicht nur in den Städten, sondern 
auch im ländlichen Raum entsteht und Pendlerinnen und Pendler echte Arbeitsalternativen vor 
Ort finden. Ergänzend setzen wir bei der Fachkräftesicherung an, etwa durch Welcome Center, 
die Betriebe und zurückkehrende Landeskinder unterstützen. 

Im Kulturbereich fördern wir gezielt dezentrale und mobile Angebote wie Bücherbusse, mobile 
Bühnen oder Wanderkinos sowie soziokulturelle Zentren, damit kulturelle Teilhabe nicht vom 
Wohnort abhängt. Entscheidend ist für uns außerdem der direkte Dialog: durch Gesprächs- und 
Beteiligungsformate vor Ort wollen wir Sorgen ernst nehmen und konkrete Lösungen anbieten, 
dauerhaft und nicht nur im Wahlkampf. 

Die Linke: 

Ja. Mangelnde Perspektiven bei Arbeit, Bildung, Mobilität, Gesundheitsversorgung, Kultur und 
Wohnen, gerade im ländlichen Raum, können Menschen empfänglich für einfache 
rechtspopulistische Antworten machen. Das entschuldigt keine Zustimmung zur AfD, zeigt aber 
den politischen Handlungsauftrag: Wir wollen gute, tarifgebundene Arbeit, erreichbare Schulen 
und medizinische Versorgung, starken öffentlichen Nahverkehr, bezahlbaren Wohnraum, 
verlässliche Kulturangebote und handlungsfähige Kommunen. Soziale Sicherheit und 
demokratische Teilhabe sind der wirksamste Gegenentwurf zu rechter Spaltung. 

FDP: 

Fehlende wirtschaftliche und gesellschaftliche Perspektiven können politische Entfremdung 
begünstigen, erklären oder entschuldigen aber keine extremistischen Einstellungen. Unsere 
Antwort ist, konkrete Zukunftsperspektiven zu schaffen: mehr gut bezahlte Arbeitsplätze, 
bessere berufliche Bildung, leistungsfähige digitale und Verkehrsinfrastruktur, erreichbare 
Gesundheitsversorgung und attraktive Kultur- und Freizeitangebote. Gerade strukturschwache 
Regionen wollen wir durch bessere Investitionsbedingungen und wirtschaftliche Freiheitszonen 
stärken. 

BSW: 

Wir beobachten eine Hinwendung zur AfD in unterschiedlichen Bevölkerungs- und 
Bildungsschichten. Deshalb halten wir es für zu kurz gegriffen, deren Wahlergebnisse allein mit 
mangelnder Bildung, sozialen Problemen oder fehlenden Perspektiven im ländlichen Raum zu 
erklären. Wir sehen vielmehr eine allgemeine Politikverdrossenheit und einen erheblichen 
Vertrauensverlust gegenüber den etablierten Parteien und staatlichen Institutionen. 

Gerade in Ostdeutschland kommt eine besondere historische Erfahrung hinzu. Viele Menschen 
haben mit der Wiedervereinigung große Hoffnungen auf wirtschaftliche Sicherheit, 
gesellschaftliche Anerkennung und gleichwertige Lebensverhältnisse verbunden. Ein Teil dieser 
Erwartungen wurde aus ihrer Sicht bis heute nicht erfüllt. Erfahrungen von Arbeitsplatzverlust, 
Strukturbrüchen, Abwanderung und dem Verlust gesellschaftlicher Anerkennung wirken 



teilweise über Generationen nach. Diese Enttäuschung findet sich keineswegs nur in einzelnen 
sozialen oder bildungsfernen Gruppen. 

Wir wollen verlorenes Vertrauen nicht durch Ausgrenzung oder Belehrung zurückgewinnen, 
sondern durch eine Politik, die konkrete Verbesserungen schafft und unterschiedliche 
Meinungen ernst nimmt. Dazu gehören sichere und gut bezahlte Arbeitsplätze, eine starke 
regionale Wirtschaft, gute Schulen und Kitas, erreichbare Gesundheitsversorgung, verlässlicher 
öffentlicher Nahverkehr, digitale Infrastruktur sowie Kultur- und Vereinsangebote auch im 
ländlichen Raum. Vor allem aber müssen die Menschen wieder erleben, dass ihre Interessen 
gehört werden und politische Entscheidungen ihr Leben tatsächlich verbessern. 

KPD: 

Mangelnde Perspektiven bei Arbeit, Bildung, Wohnen und Kultur können ein wesentlicher 
Nährboden für den Zulauf zur AfD sein. Die Ursache sehen wir jedoch nicht allein darin. Die AfD 
bietet auf soziale Probleme nationalistische und rassistische Scheinlösungen an und lenkt den 
berechtigten Unmut über kapitalistische Verhältnisse gegen Migrantinnen und Migranten und 
andere Bevölkerungsgruppen. Wir setzen dem eine Politik entgegen, die sich an den Interessen 
der arbeitenden Bevölkerung orientiert: gute und sichere Arbeitsplätze, Stärkung der 
öffentlichen Daseinsvorsorge, kommunaler und öffentlicher Wohnungsbau, kostenlose Bildung, 
ein leistungsfähiger öffentlicher Nahverkehr sowie die Förderung von Kultur und Infrastruktur 
insbesondere im ländlichen Raum. 
 
Grundlegend ist für uns jedoch die Eigentumsfrage und deswegen rücken wir sie immer wieder 
ins Zentrum jeder politischen Debatte. Solange gesellschaftlich notwendige Bereiche dem 
privaten Profit untergeordnet bleiben, werden soziale Unsicherheit und Konkurrenz immer 
wieder reproduziert. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Die Bewertung warum Wählerinnen und Wähler eine gewisse Partei wählen oder nicht obliegt 
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituten. Wenn die Opposition Zuwächse in der 
Wählergunst erfährt, liegt dies vermutlich in der Unzufriedenheit mit den regierenden Parteien. 
 

Unsere Schwerpunkte sind die Durchsetzung des Bürgerwillens, die Stärkung des ländlichen 
Raumes und handlungsfähige Kommunen. 

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Ja, mangelnde Perspektiven und soziale Ungerechtigkeit können die Hinwendung zur AfD 
begünstigen. Im ländlichen Raum wird das kulturelle Leben vielfach von ehrenamtlichen 
Vereinen gestaltet. Sie sind das Herz einer Gemeinde und unglaublich wertvoll. Eben diese 
Vereine müssen gefördert und unterstützt werden. 
 
Zu den Problemen im ländlichen Raum gehören mangelhafte ÖPNV-Anbindungen, eine 
unzureichende fachärztliche Versorgung sowie zu wenige Jugendtreffs und Angebote für 



Senior:innen. Wegen weiter Wege zur Arbeit oder zum Einkaufen sind viele Menschen auf einen 
Pkw angewiesen. Die damit verbundenen Kosten belasten die Haushalte. Wir wollen deshalb 
Bus und Bahn ausbauen und bezahlbar, perspektivisch kostenfrei machen, die wohnortnahe 
Gesundheitsversorgung verbessern und Begegnungsorte sowie Kulturangebote stärken. Schulen 
brauchen eine bessere Ausstattung, und Kommunen müssen finanziell in die Lage versetzt 
werden, die notwendigen Investitionen vor Ort zu leisten. 
 
Eine ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen, ein ungerechtes Steuersystem und 
hohe Lebenshaltungskosten verstärken Unzufriedenheit und Zukunftsängste. Wir setzen uns 
daher unter anderem für eine Vermögensteuer, mehr Sozialwohnungen und den Erhalt 
wirksamer Mietpreisbegrenzungen ein. Soziale Probleme erklären den Erfolg der AfD allerdings 
nicht allein. Hinzu kommen menschenfeindliche Einstellungen, gezielte Desinformation und die 
Normalisierung rechter Positionen. Deshalb müssen soziale Verbesserungen mit politischer 
Bildung und einer deutlich stärkeren Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus und für 
Demokratie verbunden werden. 

 

Die Partei: 

Wer Menschen im ländlichen Raum nur kaputte Busverbindungen, geschlossene Kneipen und 
Dosenbier ohne Kohlensäure bietet, muss sich nicht wundern, wenn diese aus Frust rechte 
Protestparteien wählen. Unsere Lösung für den ländlichen Raum: Eine bedingungslose 
Dorfkneipen-Garantie, kostenlose E-Scooter für Seniorinnen und Senioren und eine 
Verdopplung aller Kulturzuschüsse für Blaskapellen und Dorf-Festspiele. Wer beschäftigt und 
gut versorgt ist, wählt keine Rechtsextremen. 
 

 

9. Wie schätzt Ihre Partei die Gefahr, die von rechtsradikalen Kräften 
ausgeht, für den Frieden ein?  

SPD: 

Für die SPD Mecklenburg-Vorpommern geht von rechtsradikalen Kräften eine ernste Gefahr für 
den Frieden aus, im Inneren wie nach außen. Mit ihrem völkischen Nationalismus vertritt die AfD 
eine Ideologie, die Zusammenhalt, Freiheit und Frieden bedroht. Wo Gewalt als Mittel 
politischer Auseinandersetzung eingesetzt oder toleriert wird, gefährdet das unser friedliches 
Zusammenleben unmittelbar, und rechte Gewalt zählt für uns zu den größten Gefahren für 
unsere Demokratie. 

Diese Gefahr endet nicht an den Landesgrenzen. In der Debatte um Russlands Angriffskrieg 
gegen die Ukraine und um schutzsuchende Menschen zeigt sich immer wieder, dass für die AfD 
Menschenrechte nicht universell gelten und sie sich der notwendigen Solidarität mit der Ukraine 
verweigert. Eine Partei, die europäische Solidarität infrage stellt und sich Autokratien wie 
Russland faktisch annähert, schwächt den europäischen Zusammenhalt in einer Zeit, in der 
dieser für die Verteidigung des Friedens auf unserem Kontinent besonders gebraucht wird. 



Wir treten dieser Entwicklung entschieden entgegen, mit einer wehrhaften Demokratiepolitik in 
Mecklenburg-Vorpommern, der Stärkung unserer demokratischen Institutionen und klarer 
Solidarität mit der Ukraine, etwa durch die Partnerschaft mit der Oblast Tschernihiw. Als SPD 
verstehen wir uns als klarer Gegenpol: Wir verteidigen den Rechtsstaat, den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und den Frieden in Europa gegen die Spaltungsstrategien rechtsextremer Kräfte. 

Die Linke: 

Die Gefahr durch rechtsradikale Kräfte ist groß. Die extreme Rechte arbeitet mit Nationalismus, 
Rassismus, Ausgrenzung, Geschichtsrevisionismus und autoritären Vorstellungen. Sie spaltet 
die Gesellschaft, greift Minderheiten und demokratische Institutionen an und fördert eine Politik 
der Feindbilder und Gewalt. Wer Frieden sichern will, muss Rechtsextremismus entschieden 
bekämpfen, demokratische Strukturen stärken und soziale Ursachen von Unsicherheit und 
Enttäuschung angehen. 

FDP: 

Rechtsextremismus ist eine ernsthafte Gefahr für Freiheit, Demokratie und gesellschaftlichen 
Frieden. Wo Menschen aufgrund ihrer Herkunft, Religion oder politischen Haltung zu Feinden 
erklärt und Gewalt legitimiert wird, wird das friedliche Zusammenleben angegriffen. Wir treten 
Rechtsextremismus deshalb ebenso entschieden entgegen wie anderen Formen des politischen 
Extremismus. Rechtsstaat, politische Bildung, eine handlungsfähige Polizei und starkes 
zivilgesellschaftliches Engagement gehören für uns zusammen. 

BSW: 

Rechtsextremismus, Rassismus, Menschenfeindlichkeit und politische Gewalt stellen eine 
Gefahr für das friedliche Zusammenleben und unsere demokratische Gesellschaft dar und 
müssen entschieden bekämpft werden. Unsere Ablehnung beschränkt sich jedoch nicht auf 
Rechtsextremismus. Wir wenden uns gegen jede Form von Extremismus und politisch oder 
religiös motivierter Gewalt, unabhängig davon, ob sie von rechts, von links, aus religiösem 
Fanatismus oder aus anderen extremistischen Ideologien hervorgeht. 

Entscheidend ist für uns die klare Trennung zwischen Extremismus und legitimer politischer 
Meinungsäußerung. Kontroverse, auch unbequeme Positionen gehören zur Demokratie und 
dürfen nicht vorschnell extremistisch etikettiert werden. Tatsächlichem Extremismus, Gewalt 
und Menschenfeindlichkeit muss der Rechtsstaat dagegen konsequent entgegentreten. 
Gleichzeitig wollen wir gesellschaftlicher Radikalisierung durch soziale Sicherheit, politische 
Teilhabe, eine offene Debattenkultur, Friedensbildung und Dialog den Boden entziehen. 

KPD:  

Von rechtsradikalen und faschistischen Kräften geht eine erhebliche Gefahr für den Frieden aus. 
Nationalismus, Rassismus, Antikommunismus und Militarismus gehören historisch und 
ideologisch zusammen. Die extreme Rechte propagiert Feindbilder, Aufrüstung und nationale 
Konkurrenz und trägt damit zur Spaltung der arbeitenden Bevölkerung bei. Die KPD verbindet 
deshalb den Kampf für Frieden mit dem Kampf gegen Faschismus und Nationalismus. 
Dauerhafter Frieden ist für uns nicht allein durch Appelle an die Vernunft der Regierungen zu 



erreichen. Die imperialistische Konkurrenz um Märkte, Rohstoffe, Einflussgebiete und 
politische Macht muss überwunden werden. 
 
Unser Grundsatz lautet: Frieden mit Russland und allen Völkern – keine Aufrüstung, keine 
Kriegsvorbereitung, keine NATO-Osterweiterung und keine deutsche Beteiligung an 
imperialistischen Kriegen. 
 

Freie Wähler Mecklenburg-Vorpommern: 

Kriege sind militärische Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Staaten. Da die 
Bundesrepublik Deutschland und auch die Nachbarländer nicht von rechtsradikalen Kräften 
regiert werden, sehe ich ggf. eine Gefahr für die Innere Sicherheit und Ordnung seitens radikaler 
Kräfte aus dem rechten und linken Spektrum.  

Partei Mensch-Klima-Tierschutz (Tierschutz-Partei): 

Die Gefahr, die von rechtsradikalen Kräften für den Frieden ausgeht, schätzen wir als sehr hoch 
ein. Als linksliberale, progressive Partei stellen wir uns gegen menschenfeindliche und 
demokratiefeindliche Ideologien sowie gegen politische Gewalt. Eine Gegenüberstellung der 
Todesopfer rechter und linker Gewalt für den Zeitraum zeigt, dass rechte Gewalt ein Vielfaches 
mehr Menschenleben gefordert hat. Grundsätzlich ist jeder gewaltsame Tod einer zu viel; die 
besondere Gefahr von rechts darf jedoch nicht relativiert werden. 
 
Rechtsextreme bedrohen Minderheiten, politische Gegner:innen und das demokratische 
Zusammenleben. Nationalismus und autoritäre Machtvorstellungen gefährden auch die 
internationale Verständigung. Einflussversuche autoritärer Staaten über rechtsextreme Parteien 
können diese Gefahr zusätzlich verstärken. Wir wollen Projekte gegen Rechtsextremismus 
deutlich besser finanzieren und Demokratiebildung stärken. Untergetauchte bewaffnete 
Rechtsextreme müssen aufgespürt und Verfassungsfeind:innen entwaffnet werden. Menschen, 
die sich für Demokratie und gegen rechte Gewalt engagieren, brauchen wirksamen Schutz. 
 

Die Partei: 

Die Gefahr von rechts ist das größte Sicherheitsrisiko für den inneren und äußeren Frieden. 
Rechtsradikale Kräfte verstehen weder Spaß noch Demokratie. Wir fordern daher ein 
konsequentes Verbotsverfahren für alle rechtsextremen Vereinigungen sowie die Errichtung von 
bunten Schutzwällen aus Hüpfburgen um rechtsextreme Hotspots, bis dort alle wieder zur 
Vernunft gekommen sind. 
 

 


